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Gesetz 
vom 23. Mai 2007 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 20b Abs. 2 

2) Vermögenswerte, die aus einer mit Strafe bedrohten Handlung 
stammen, sind für verfallen zu erklären, wenn die Tat, aus der sie herrüh-
ren, 
1. auch durch die Gesetze des Tatorts mit Strafe bedroht ist, aber nach 

den §§ 62 bis 65 nicht den liechtensteinischen Strafgesetzen unterliegt, 
und 

2. kein Fiskaldelikt darstellt, es sei denn, es handle sich um ein Vergehen 
im Sinne von Art. 76 des Mehrwertsteuergesetzes, das im Zusam-
menhang mit einer Schädigung des Haushalts der Europäischen Ge-
meinschaften steht. 
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§ 64 Abs. 1 Ziff. 4 

1) Die liechtensteinischen Strafgesetze gelten unabhängig von den 
Strafgesetzen des Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 
4. erpresserische Entführung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische 

Macht (§ 103), Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), Ver-
letzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses (§ 122), Aus-
kundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses (§ 123), 
Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses zu-
gunsten des Auslandes (§ 124), grenzüberschreitender Prostitutions-
handel (§ 217), Geldfälschung (§ 232), die nach § 232 strafbare Fäl-
schung besonders geschützter Wertpapiere (§ 237), die Vorbereitung 
einer Geld-, Wertpapier- oder Wertzeichenfälschung (§ 239), krimi-
nelle Organisation (§ 278a Abs. 1) und die Verbrechen gegen die Be-
stimmungen der Betäubungsmittelgesetzgebung, wenn der Täter nicht 
ausgeliefert wird oder wenn durch die Tat liechtensteinische Interes-
sen verletzt worden sind; 

§ 104a 

Menschenhandel 

1) Wer 
1. eine minderjährige Person oder 
2. eine volljährige Person unter Einsatz unlauterer Mittel (Abs. 2) gegen 

die Person 
mit dem Vorsatz, dass sie sexuell, durch Organentnahme oder in ihrer 
Arbeitskraft ausgebeutet werde, anwirbt, beherbergt oder sonst aufnimmt, 
befördert oder einem anderen anbietet oder weitergibt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Unlautere Mittel sind die Täuschung über Tatsachen, die Ausnüt-
zung einer Autoritätsstellung, einer Zwangslage, einer Geisteskrankheit 
oder eines Zustands, der die Person wehrlos macht, die Einschüchterung 
und die Gewährung oder Annahme eines Vorteils für die Übergabe der 
Herrschaft über die Person. 

3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer die Tat unter Einsatz von Gewalt oder gefährlicher Drohung 
begeht. 
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4) Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kri-
minellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so be-
geht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil 
für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen. 

§ 127 Abs. 2 

Aufgehoben 

§ 130 Sachüberschrift und Satz 1 

Gewerbsmässiger Diebstahl und Diebstahl im Rahmen einer kriminellen 
Vereinigung 

Wer einen Diebstahl gewerbsmässig oder als Mitglied einer kriminel-
len Vereinigung unter Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

§ 143 Satz 1 

Wer einen Raub als Mitglied einer kriminellen Vereinigung unter Mit-
wirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser Vereinigung begeht oder 
wer einen Raub unter Verwendung einer Waffe begeht, ist mit Freiheits-
strafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 153a 

Förderungsmissbrauch 

1) Wer eine ihm gewährte Förderung missbräuchlich zu anderen 
Zwecken als zu jenen verwendet, zu denen sie gewährt wurde, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Ta-
gessätzen zu bestrafen. 

2) Nach Abs. 1 ist auch zu bestrafen, wer die Tat als leitender Ange-
stellter (§ 309) einer juristischen Person oder einer Gesellschaft ohne 
Persönlichkeit, der die Förderung gewährt wurde, oder zwar ohne Ein-
verständnis mit demjenigen, dem die Förderung gewährt wurde, aber als 
dessen leitender Angestellter (§ 309) begeht. 
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3) Wer die Tat in Bezug auf einen 5 000 Franken übersteigenden Be-
trag begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

4) Wer die Tat in Bezug auf einen 75 000 Franken übersteigenden Be-
trag begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

5) Eine Förderung ist eine Zuwendung, die zur Verfolgung öffentli-
cher Interessen aus öffentlichen Haushalten, einschliesslich des Gesamt-
haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften und der Haushalte, die 
von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet 
werden, gewährt wird und für die keine angemessene geldwerte Gegen-
leistung erbracht wird; ausgenommen sind Zuwendungen mit Sozialleis-
tungscharakter. 

§ 165 Abs. 1 bis 3a 

1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem Ver-
gehen nach den §§ 278, 278d oder 304 bis 308, einem Vergehen nach Art. 23 
Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes über Aufenthalt und Niederlassung der 
Ausländer oder einem Vergehen nach dem Betäubungsmittelgesetz her-
rühren, verbirgt oder ihre Herkunft verschleiert, insbesondere indem er 
im Rechtsverkehr über den Ursprung oder die wahre Beschaffenheit 
dieser Vermögensbestandteile, das Eigentum oder sonstige Rechte an 
ihnen, die Verfügungsbefugnisse über sie, ihre Übertragung oder dar-
über, wo sie sich befinden, falsche Angaben macht, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem Ver-
gehen nach den §§ 278, 278d oder 304 bis 308, einem Vergehen nach Art. 23 
Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes über Aufenthalt und Niederlassung der 
Ausländer oder einem Vergehen nach dem Betäubungsmittelgesetz eines 
anderen herrühren, an sich bringt, in Verwahrung nimmt, sei es, um diese 
Bestandteile lediglich zu verwahren, diese anzulegen oder zu verwalten, 
solche Vermögensbestandteile umwandelt, verwertet oder einem Dritten 
überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Wer die Tat nach Abs. 1 oder 2 in Bezug auf einen 75 000 Franken 
übersteigenden Wert oder als Mitglied einer kriminellen Vereinigung 
begeht, die sich zur fortgesetzten Geldwäscherei verbunden hat, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
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3a) Nach Abs. 1 oder 2 ist auch zu bestrafen, wer eine der dort be-
zeichneten Taten in Bezug auf Vermögensbestandteile begeht, die aus 
einem Vergehen im Sinne von Art. 76 des Mehrwertsteuergesetzes her-
rühren, das im Zusammenhang mit einer Schädigung des Haushalts der 
Europäischen Gemeinschaften steht, sofern die hinterzogene Steuer oder 
der unrechtmässige Vorteil 75 000 Franken übersteigt. 

§ 167 Abs. 1 

1) Die Strafbarkeit wegen Sachbeschädigung, Datenbeschädigung, 
Diebstahls, Datendiebstahls, Entziehung von Energie, Veruntreuung, 
Unterschlagung, dauernder Sachentziehung, Eingriffs in fremdes Jagd- 
oder Fischereirecht, Entwendung, Betrugs, Computerbetrugs, Erschlei-
chung einer Leistung, Notbetrugs, Untreue, Förderungsmissbrauchs, 
Wuchers, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines Gläubigers, 
grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen, Vollstreckungs-
vereitelung und Hehlerei wird durch tätige Reue aufgehoben. 

§ 216 Abs. 4 

4) Wer eine nach den vorstehenden Bestimmungen mit Strafe bedrohte 
Handlung als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 217 Sachüberschrift 

Grenzüberschreitender Prostitutionshandel 

§ 218a Abs. 5 

5) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die in 
Abs. 1 bis 3 bezeichneten Taten gewerbsmässig oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung begeht. 

§ 277 Abs. 1 

1) Wer mit einem anderen die gemeinsame Ausführung eines Mordes 
(§ 75), einer erpresserischen Entführung (§ 102), einer Überlieferung an 
eine ausländische Macht (§ 103), eines Sklavenhandels (§ 104), eines Raubes 
(§ 142), einer gemeingefährlichen strafbaren Handlung nach den §§ 169, 
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171, 173, 176, 185 oder 186 oder eines grenzüberschreitenden Prostitu-
tionshandels (§ 217) verabredet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 278 

Kriminelle Vereinigung 

1) Wer eine kriminelle Vereinigung gründet oder sich an einer solchen 
als Mitglied beteiligt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zu-
sammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, 
dass von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereinigung ein oder 
mehrere Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und 
Leben, nicht nur geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder 
Betrügereien, oder Vergehen nach den §§ 104a, 165 Abs. 1 und 2, 233 bis 
239, 304 oder 307 ausgeführt werden. 

3) Als Mitglied beteiligt sich an einer kriminellen Vereinigung, wer im 
Rahmen ihrer kriminellen Ausrichtung eine strafbare Handlung begeht 
oder sich an ihren Aktivitäten durch die Bereitstellung von Informatio-
nen oder Vermögenswerten oder auf andere Weise in dem Wissen betei-
ligt, dass er dadurch die Vereinigung oder deren strafbare Handlungen 
fördert. 

4) Hat die Vereinigung zu keiner strafbaren Handlung der geplanten 
Art geführt, so ist kein Mitglied zu bestrafen, wenn sich die Vereinigung 
freiwillig auflöst oder sich sonst aus ihrem Verhalten ergibt, dass sie ihr 
Vorhaben freiwillig aufgegeben hat. Ferner ist wegen krimineller Verei-
nigung nicht zu bestrafen, wer freiwillig von der Vereinigung zurücktritt, 
bevor eine Tat der geplanten Art ausgeführt oder versucht worden ist; 
wer an der Vereinigung führend teilgenommen hat, jedoch nur dann, 
wenn er freiwillig durch Mitteilung an die Behörde (§ 151 Abs. 3) oder 
auf andere Art bewirkt, dass die aus der Vereinigung entstandene Gefahr 
beseitigt wird. 
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§ 278a 

Kriminelle Organisation 

Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbin-
dung einer grösseren Zahl von Personen gründet oder sich an einer sol-
chen Verbindung als Mitglied beteiligt (§ 278 Abs. 3) oder diese finanziell 
unterstützt, 
1. die, wenn auch nicht ausschliesslich, auf die wiederkehrende und 

geplante Begehung schwerwiegender strafbarer Handlungen, die das 
Leben, die körperliche Unversehrtheit, die Freiheit oder das Vermö-
gen bedrohen, oder schwerwiegender strafbarer Handlungen im Be-
reich der sexuellen Ausbeutung von Menschen, der Schlepperei oder 
des unerlaubten Verkehrs mit Kampfmitteln, Kernmaterial und radio-
aktiven Stoffen, gefährlichen Abfällen, Falschgeld oder Betäubungs-
mitteln ausgerichtet ist, 

2. die dadurch eine Bereicherung in grossem Umfang oder erheblichen 
Einfluss auf Politik oder Wirtschaft anstrebt und 

3. die andere zu korrumpieren oder einzuschüchtern oder sich auf be-
sondere Weise gegen Strafverfolgungsmassnahmen abzuschirmen sucht, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. § 278 
Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 278b Abs. 2 

2) Wer sich als Mitglied an einer terroristischen Vereinigung beteiligt 
(§ 278 Abs. 3) oder diese finanziell unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2001/97/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2001 zur Än-
derung der Richtlinie 91/308/EWG des Rates zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche (EWR-Rechts-
sammlung: Anh. IX - 23.02). 
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III. 

Übergangsbestimmung 

Die durch dieses Gesetz geänderten Strafbestimmungen sind in Straf-
sachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines solchen Urteils 
infolge eines ordentlichen Rechtsmittels oder eines anderen Rechtsbehel-
fes ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 des Strafgesetzbuches vorzugehen. 

IV. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


